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1. Antragstext 

 

B.1.7 Zusammenarbeit auf allen Staatsebenen intensivieren 

 

Antrag SVP: 

 

Der letzte Satz „Mit priorisierten Vorhaben…“ ist zu streichen. 

2. Begründung (Antragstext) 

3. Stellungnahme des Regierungsrates 

Der vorliegende Antrag steht im Zusammenhang mit dem Antrag zu Planungsbeschluss 23 

(Streichung von B.1.7.2 Ausbau des E-Government gezielt fördern). Er betrifft lediglich den Text 

unter ‚Herausforderung des strategischen Ziels‘ und hat weder ein strategisches Ziel noch ein 

konkretes Handlungsziel zum Inhalt. 

Nach Artikel 73 Absatz 1 Kantonsverfassung behandelt der Kantonsrat den Legislaturplan und 

nimmt davon Kenntnis. Ein Recht auf Streichung einzelner Planungsabsichten des Regierungsra-

tes bzw. der damit in Zusammenhang stehenden Erläuterung steht ihm nicht zu. Hingegen kann 

der Kantonsrat nach Absatz 2 mit einem Planungsbeschluss den Regierungsrat zur Entwicklung 

einer Staatsaufgabe in bestimmter Richtung beauftragen. Wir verweisen im Weiteren auf unse-

re Stellungnahme zu Planungsbeschluss 23. 

4. Antrag des Regierungsrates 

Nichterheblicherklärung. 

Andreas Eng 

Staatsschreiber 
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Vorberatende Kommission 

Justizkommission 

Verteiler 

Staatskanzlei (Eng, Stu, Wyl) 

Aktuarin JUKO 

Parlamentsdienste 

Traktandenliste Kantonsrat 


